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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Pirker und Kollegen haben am 

14.4.1992 unter der Nr. 28~/J eine schriftliche parlamentarische 

Anfrage betr'effend "Sicherheitszentrum" der BPD Klagenfurt (Regio

nalanliegen Nr. 94) an mich gerichtet, die folgenden Wortlaut 

hat: 

"1. Welche Dienststellen sollen in das geplante Sicherheits
zentrum Klagenfurt integriert werden? 

2. Wie ist der Planungsstand hinsichtlich des Sicherheitszen
trums bei der aPD Klagenfurt? 

3. Wann ist mit der Verwirklichung dieses Projektes zu rech
nen?" 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu Frage 1: 

Im geplanten Sicherheitszentrum Klagenfurt, welches am bisherigen 

Standort der BPD Klagenfurt errichtet werden soll, ist beabsich

tigt. alle derzeit dort untergebrachten Dienststellen der BPD 

Klagenfurt und die Sicherheitsdirektion für das Bundesland Kärn

ten zu situieren. 
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Zu Frage 2: 

Von meinem Ressort wurde im Jahre 1989 ein Ziviltechniker 

beauftragt. ein Raum- und Funktionsprogramm fUr das Sicherheits

zentrum Klagenfurt Zll erstellen. Dieses wurde 1990 dem Bundesmi

nisterium fUr wirtschaftliche Angelegenheiten Ubermittelt: es 

wurde hier von einer Kostenschätzung von rund S 300 Mio. ausgegan

gen. 

Diese Planung hat unter Einwirkung des von der Landesbaudirektion 

Klagenfurt beigezogenen Architekten ein Kostenvolumen von rund 

S 600 Mio. erreicht und wurde in weiterer Folge vom Bundesministe

rium fUr wirtschaftliche Angelegenheiten - aufgrund dieser Kosten

hBhe - abgelehnt. Die Landesbaudirektion und die Bundespolizeidi

rektion sind vom Bundesministerium fUr wirtschaftliche Angelegen

heiten angewiesen, die Planung neu zu Uberarbeiten und auf ein 

realisierbares Maß zu reduzieren. 

Zu Frage 3: 

Dies wird von der Zustimmung des Nationalrates zu einer entspre

chenden Budgetierung abhängen. 
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